
Auszug Mitteilung unter SMK- Blog


Übergangszeit für Einführung des eingeschränkten Regelbetriebs


Mit der neuen Schul- und Kita-Coronaverordnung wird für Grund- und Förderschulen 
(Primarbereich) sowie für Kindertageseinrichtungen der eingeschränkte Regelbetrieb 
wieder eingeführt. Danach müssen Klassen und Gruppen einschließlich des 
Personals streng voneinander getrennt werden. Zur Umsetzung der Maßnahmen gibt 
es für die Einrichtungen eine Übergangsfrist bis zum 29. November, spätestens dann 
ist der eingeschränkte Regelbetrieb verpflichtend. Offene pädagogische Konzepte 
sind damit in den Kindertageseinrichtungen nicht mehr möglich.


Schulbesuchspflicht wird aufgehoben


Alle Schülerinnen und Schüler können durch die Erziehungsberechtigten von 
der Präsenzbeschulung schriftlich abgemeldet werden. Die Abmeldung muss 
durch Belange des Infektionsschutzes begründet sein. Ein etwaiges Ab-und 
Anmelden für einzelne Wochentage kommt nicht in Betracht. Die Kinder oder 
Jugendlichen verbringen dann die Lernzeit zu Hause. Einen Anspruch auf 
Beschulung der Schülerinnen und Schüler durch Lehrkräfte, wie im 
Präsenzunterricht, gibt es jedoch nicht. Das ist in der angespannten Situation 
von den Schulen nicht zu leisten.


Testpflicht bleibt bestehen


Für den Zutritt zum Schul- und Kitagelände müssen sich nicht vollständig geimpfte 
Personen dreimal wöchentlich auf das Vorliegen einer Infektion mit SARS-CoV-2 
testen oder mit einem aktuellen Testnachweis belegen, dass keine Infektion mit 
SARS-CoV-2 vorliegt. Für Geimpfte und Genesene wird die regelmäßige Testung 
empfohlen. Antigen-Selbsttests werden an den Schulen weiterhin kostenlos 
zur Verfügung gestellt


Lokale Schulschließungen möglich


Bei gehäuften lokalen Infektionsgeschehen kann das Kultusministerium schulscharfe 
Schutzmaßnahmen wie zeitlich begrenzten Wechselunterricht oder temporäre 
Schulschließung anordnen. Eine entscheidende Bedeutung kommt dabei den 
Ums tänden an de r be t ro f f enen Schu le zu , da es s i ch um e ine 
Ermessensentscheidung handelt und die Ausübung des Ermessens dem jeweils 
konkreten Sachverhalt gerecht werden muss. Im Vordergrund werden die Belange 
der betroffenen Schülerinnen und Schüler stehen. Konkrete Maßnahmen werden 



darauf abzielen, eine weitere auch unkontrollierte Ausbreitung von Infektionen mit 
dem Sars-Cov2-Virus an den Einrichtungen zu verhindern.


Ausgegangen wird dabei unter anderem von einem Überschreiten des 
Infektionsgeschehens über Schwellenwerte in Relation zur Anzahl der Schülerinnen 
und Schüler an der Schule. Darüber hinaus werden weitere auch räumliche Kriterien 
und die bereits ergriffenen Maßnahmen des Gesundheitsamtes und der Schule 
berücksichtigt.


Sollte das Wechselmodell angeordnet werden, findet die zeitgleiche 
Präsenzbeschulung in den Unterrichtsräumen dann für höchstens die Hälfte der 
Schülerinnen und Schüler je Klasse statt. Unterschiede zwischen geimpften und 
nicht geimpften Schülerinnen und Schüler werden dabei nicht gemacht.


Absage außerschulischer Aktivitäten


Außerschulische Aktivitäten sind sehr restriktiv zu handhaben. Weitere Informationen 
dazu erfolgen direkt an die Schulen.



